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Ausgabe September 2022 
 

   

Sehr geehrte Mandantin,  

sehr geehrter Mandant, 

auch mit unserer September-Ausgabe möchten wir Sie wieder über wichtige aktuelle Neuerungen aus dem Steuer- und  

Wirtschaftsrecht informieren (Rechtsstand: 26.7.2022). 

 

 STEUER- UND WIRTSCHAFTSRECHT 

 

Unternehmer 

Zuordnung einer gemischt genutzten 
Photovoltaikanlage zum Unternehmen 

Für die umsatzsteuerliche Zuordnung einer sowohl privat als 

auch unternehmerisch genutzten Photovoltaikanlage zum 

Unternehmen muss keine Frist eingehalten werden, bis zu 

deren Ablauf der Unternehmer die Zuordnung dem Finanz-

amt mitzuteilen hat. Allerdings stellt die Abgabefrist für die 

Umsatzsteuererklärung, die für steuerlich nicht beratene Un-

ternehmer gilt, eine Dokumentationsfrist dar, bis zu deren 

Ablauf diejenigen Anhaltspunkte, aus denen sich eine 

Zuordnung zum Unternehmen ergibt, dokumentiert sein 

müssen. Ein derartiger Anhaltspunkt kann darin zu sehen 

sein, dass der Steuerpflichtige bis zum Ablauf der Dokumen-

tationsfrist einen Einspeisevertrag mit einem Netzbetreiber 

abgeschlossen hat, der die Einspeisung des gesamten 

Stroms ermöglicht. 

Hintergrund: Verwendet der Unternehmer einen Gegen-

stand sowohl für sein Unternehmen als auch privat, hat er 

umsatzsteuerlich ein sog. Zuordnungswahlrecht. Er kann 

den Gegenstand entweder vollständig oder nur anteilig oder 

aber gar nicht seinem Unternehmen zuordnen und dement-

sprechend die Vorsteuer vollständig, anteilig oder gar nicht 

abziehen. Allerdings muss er bei einer vollständigen Zuord-

nung die Privatnutzung des Gegenstands der Umsatzsteuer 

unterwerfen. Nach der bisherigen Rechtsprechung des 
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Bundesfinanzhofs (BFH) musste das Zuordnungswahlrecht 

bis zum Termin für die Abgabe der Umsatzsteuererklärung 

ausgeübt werden; dabei kam es für alle Unternehmer auf die 

Abgabefrist an, die für steuerlich nicht beratene Unterneh-

mer gilt: Bis einschließlich zum Veranlagungszeitraum 2017 

war dies der 31.5. des Folgejahres; seit dem Veranlagungs-

zeitraum 2018 gilt – vorbehaltlich coronabedingter Fristver-

längerungen – grundsätzlich der 31.7. des Folgejahres. 

Sachverhalt: Der Kläger erwarb im Jahr 2014 eine Photovol-

taikanlage. Am 25.9.2014 schloss er mit einem Netzbetrei-

ber einen Einspeisevertrag und war berechtigt, seinen ge-

samten produzierten Strom in das Netz einzuspeisen. Tat-

sächlich verwendete er einen Teil des Stroms privat. Der 

Kläger gab seine Umsatzsteuererklärung für 2014 am 

29.2.2016 ab und machte die Vorsteuer für die gesamte An-

lage geltend. Das Finanzamt hielt dies für verspätet, weil der 

Kläger seine Zuordnungsentscheidung nicht bis zum 

31.5.2015 getroffen hatte. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) gab der Klage 

statt, nachdem er den Europäischen Gerichtshof (EuGH) an-

gerufen hatte: 

◼ Es gibt keine Mitteilungsfrist, innerhalb derer der Unter-

nehmer das Finanzamt über die erfolgte vollständige oder 

teilweise Zuordnung des gemischt genutzten Gegenstands 

zum Unternehmen informieren muss. 

◼ Es gibt lediglich eine Dokumentationsfrist, innerhalb derer 

diejenigen Anhaltspunkte, die nach außen hin erkennbar 

sind und die für eine Zuordnung zum Unternehmen spre-

chen, zu dokumentieren sind. Wird diese Dokumentations-

frist, die im Streitjahr 2014 mit der gesetzlichen Abgabefrist 

für die Umsatzsteuererklärung bis zum 31.5.2015 identisch 

ist, eingehalten, können die Anhaltspunkte dem Finanzamt 

auch nach Ablauf der Frist mitgeteilt werden. 

◼ Im Streitfall gab es einen nach außen hin erkennbaren An-

haltspunkt, der bis zum 31.5.2015 dokumentiert war. Aus 

dem bereits am 25.9.2014 geschlossenen Einspeisever-

trag mit dem Netzbetreiber ergab sich, dass der Kläger 

die gesamte Photovoltaikanlage seinem Unternehmen, der 

Stromproduktion, zugeordnet hatte; denn der Einspeise-

vertrag ermöglichte ihm die Einspeisung des gesamten 

produzierten Stroms. Unbeachtlich war, dass der Kläger 

dann einen Teil des Stroms selbst nutzte; insoweit unterlag 

der Privatverbrauch der Umsatzsteuer. 

◼ Unschädlich war ferner, dass der Kläger keine Umsatz-

steuervoranmeldungen für 2014 abgegeben und daher 

auch keinen Vorsteuerabzug bis zum 31.5.2015 geltend 

gemacht hatte. 

Hinweise: Auch in diesem Verfahren – ebenso wie einem 

Verfahren, in dem es um die Zuordnung eines Büroraums in 

dem Einfamilienhaus des Unternehmers ging – hatte der 

BFH den EuGH angerufen, damit dieser die Vereinbarkeit 

der bislang geltenden Zuordnungsfrist mit dem Europarecht 

klärt. Zwar hat der EuGH die Vereinbarkeit der Zuordnungs-

frist mit dem Europarecht grundsätzlich bejaht. Dennoch 

geht der BFH jetzt nicht mehr von einer Zuordnungsfrist aus, 

sondern nimmt lediglich eine Dokumentationsfrist an. Für 

Unternehmer ist dies eine Verbesserung, sofern es bis zum 

Abgabetermin für die Umsatzsteuererklärung nach außen 

hin erkennbare Anhaltspunkte für eine Zuordnungsentschei-

dung gibt. 

Der BFH nennt objektiv erkennbare Anhaltspunkte für eine 

Zuordnung zum Unternehmen, wie z. B. An- und Verkauf 

des gemischt genutzten Gegenstandes unter dem Firmen-

namen, den Abschluss einer betrieblichen Versicherung, die 

bilanzielle bzw. ertragsteuerliche Behandlung als Betriebs-

vermögen oder – wie hier - den Abschluss eines Einspeise-

vertrages mit dem Netzbetreiber. 

Ausdrücklich offen lässt der BFH die Frage, ob sich durch 

die gesetzliche Verlängerung der Abgabefrist für Steuer-

pflichtige ab dem Veranlagungszeitraum 2018 (neuer Abga-

betermin ist der 31.7. des Folgejahres) auch die Dokumen-

tationsfrist verschiebt. Falls ja, wäre zu beachten, dass es 

aktuell zu weiteren gesetzlichen Verlängerungen der Abga-

befrist kommt, die durch die Corona-Krise veranlasst sind 

und die sich auch auf die Dokumentationsfrist auswirken 

könnten. 

Auszahlung der Energiepreispauschale 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat Informationen zur 

Auszahlung der Energiepreispauschale veröffentlicht. 

Hintergrund: Ab September erhalten alle einkommensteuer-

pflichtigen Erwerbstätigen in Deutschland eine Einmalzah-

lung in Höhe von 300 €, die sog. Energiepreispauschale 

(EPP). So sieht es das Steuerentlastungsgesetz 2022 vor (s. 

hierzu unsere Mandanten-Information Juli 2022). Die EPP ist 

steuerpflichtig und sozialversicherungsfrei. Arbeitnehmern 

wird die EPP im Normalfall mit ihrem Arbeitslohn für den Mo-

nat September ausbezahlt. 

Wer Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, aus Gewer-

bebetrieb oder aus selbständiger Arbeit bezieht, erhält die 

EPP über eine Verringerung der Einkommensteuer-Voraus-

zahlungen. Dafür werden 300 € bei den Vorauszahlungen 

zum 10.9.2022 abgezogen. Betragen diese weniger als 

300 €, so mindert die EPP die Einkommensteuer-Voraus-

zahlung auf 0 €. Der übersteigende Betrag wird später im 

Rahmen der Einkommensteuerveranlagung berücksichtigt. 

In Fällen, in denen keine Einkommensteuer-Vorauszahlun-

gen geleistet werden, erfolgt die Auszahlung ebenfalls über 

die Einkommensteuerveranlagung. Hierfür muss lediglich 

die Einkommensteuererklärung für das Jahr 2022 abgege-

ben werden, ein gesonderter Antrag ist nicht erforderlich. 

Hinweis: Wie die Herabsetzung der Einkommensteuer-Vo-

rauszahlungen im Detail erfolgt, wird in den einzelnen Bun-

desländern unterschiedlich gehandhabt. So werden teil-

weise, wie z. B. in Baden-Württemberg, im August geän-

derte Vorauszahlungsbescheide für den 10.9.2022 an die 

Steuerzahler verschickt, aus denen hervorgeht, welcher Be-

trag an das Finanzamt zu zahlen ist. In anderen Bundeslän-

dern erfolgt die Herabsetzung durch Allgemeinverfügung. 

Eine individuelle Benachrichtigung über die geänderten Vo-

rauszahlungen erfolgt nicht, die Herabsetzung erfolgt in die-

sem Fall verwaltungsintern. 

Weitere Infos zum Thema finden Sie auf den Internetseiten 

des BMF (https://www.bundesfinanzministerium.de/Con-

tent/DE/FAQ/energiepreispauschale.html). 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/FAQ/energiepreispauschale.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/FAQ/energiepreispauschale.html
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Besteuerung von Influencern 

Das Finanzministerium Baden-Württemberg hat kürzlich ein 

Merkblatt für die Besteuerung sog. Influencer herausgege-

ben. Nachfolgend werden wir das Schreiben für Sie ein we-

nig erläutern. 

Hintergrund: In den sozialen Medien gibt es immer mehr In-

fluencer. Sie bewerben – meistens gegen Geld – Produkte 

und Dienstleistungen von Unternehmen. Auch diese Art von 

Marketing ist ein steuerpflichtiges Business. 

Einkommensteuer: Influencer erzielen gewerbliche Ein-

künfte. Der Gewinn aus der Influencer-Tätigkeit kann Einkom-

mensteuer auslösen, wenn der Gewinn ggf. zusammen mit 

weiteren Einkünften wie z. B. Arbeitslohn, über dem Grund-

freibetrag von aktuell 10.347 € liegt. 

Hinweis: Wer nur sporadisch als Influencer tätig wird, muss 

einen Gewinn bis zu 256 € nicht versteuern. Ein einmaliger 

Gewinn, der höher als 256 € ist, muss in voller Höhe als sons-

tige Einkünfte versteuert werden, nicht aber als gewerbliche 

Einkünfte. Einmalige Einkünfte sind also nicht gewerbesteuer-

pflichtig (zur Gewerbesteuerpflicht s. u.). 

Der Gewinn wird durch Werbegeschenke wie kostenlos zur 

Verfügung gestellte Waren oder Dienstleistungen erhöht. 

Nach Auffassung des Finanzministeriums ist hierfür der 

Marktwert anzusetzen. 

Hinweise: Der Umgang mit ungefragt zugesendeten Gratis-

produkten ist hier nicht ganz klar herausgestellt. Das Baye-

rische Landesamt für Steuern hat vor zwei Jahren ebenfalls 

ein Merkblatt herausgegeben und in diesem Zusammen-

hang eine Steuerpflicht verneint, wenn der Influencer die 

Waren zurücksendet oder die Waren von geringem Wert 

sind oder wenn der Hersteller die Besteuerung übernimmt. 

Das Finanzministerium Baden-Württemberg geht hierauf 

nicht ein. Die Auffassung des Bayerischen Landesamts für 

Steuern erscheint jedoch zutreffend. Sofern die Waren zu-

rückgesendet werden, sollte dies genau dokumentiert wer-

den, um eine ungewollte Besteuerung zu vermeiden. 

Gewerbesteuer: Die Tätigkeit als Influencer ist grundsätzlich 

gewerbesteuerpflichtig. Gewerbesteuer ist zu zahlen, wenn 

der Gewerbeertrag über dem derzeitigen Freibetrag von 

24.500 € liegt. 

Hinweis: Das Finanzministerium weist darauf hin, dass eine 

Gewerbeanmeldung erforderlich ist und dass die Einnahmen 

und Ausgaben aufzuzeichnen sind. 

Umsatzsteuer: Ein Influencer, der wiederholt tätig wird und 

nicht nur einmalig, ist Unternehmer und daher grundsätzlich 

zur Abführung von Umsatzsteuer auf seine Einnahmen ver-

pflichtet. Dafür kann er auch Vorsteuer in Anspruch nehmen. 

Auf eine Gewinnerzielungsabsicht kommt es umsatzsteuer-

lich nicht an. 

Hinweis: Kleinunternehmer müssen keine Umsatzsteuer ab-

führen. Kleinunternehmer ist, wer im vorangegangenen Jahr 

nicht mehr als 22.000 € Umsatz und im laufenden Jahr vo-

raussichtlich nicht mehr als 50.000 € Umsatz (jeweils zzgl. 

Umsatzsteuer) erzielt. Der Influencer darf als Kleinunterneh-

mer keine Umsatzsteuer ausweisen und auch Umsatzsteuer 

in Gutschriften nicht akzeptieren, sondern muss einer sol-

chen Gutschrift widersprechen. 

Alle Steuerzahler 

Neuer Zinssatz für Nachzahlungs- und 
Erstattungszinsen  

Der Gesetzgeber hat den neuen Zinssatz für Steuernachfor-

derungen und Steuererstattungen final beschlossen. Damit 

gilt rückwirkend für Verzinsungszeiträume ab dem 1.1.2019 

ein Zinssatz von 0,15 % pro Monat (1,8 % pro Jahr) für 

Nachzahlungs- und Erstattungszinsen. Die Angemessenheit 

des neuen Zinssatzes wird künftig regelmäßig neu bewertet, 

erstmals zum 1.1.2024. Weitere Einzelheiten können Sie in 

unserer Mandanten-Information Mai 2022 nachlesen. 

Steuerermäßigung für ambulante Pflege- 
und Betreuungsleistungen zugunsten 
eines Angehörigen in dessen Haushalt 

Steuerpflichtige können für die Aufwendungen für ambu-

lante Pflege- und Betreuungsleistungen zugunsten eines 

Dritten, der nicht im Haushalt des Steuerpflichtigen wohnt, 

eine Steuerermäßigung in Höhe von 20 %, maximal 4.000 € 

pro Jahr, geltend machen. Für die Inanspruchnahme der 

Steuerermäßigung ist eine Banküberweisung nicht zwin-

gend erforderlich. Allerdings muss der Steuerpflichtige die 

Zahlung dann anderweitig nachweisen. 

Hintergrund: Der Gesetzgeber gewährt eine Steuerermäßi-

gung für die Inanspruchnahme von Pflege- und Betreuungs-

leistungen. Die Ermäßigung beträgt 20 % der Aufwendun-

gen und wird direkt von der Steuer abgezogen; maximal be-

läuft sich die Ermäßigung auf 4.000 €. 

Sachverhalt: Die Klägerin hatte eine pflegebedürftige Mut-

ter, die in ihrem eigenen Haushalt ca. 100 km vom Haushalt 

der Klägerin entfernt lebte. Mit einer Sozialstation wurde ein 

Pflegevertrag abgeschlossen, wonach die Mutter betreut 

und gepflegt werden sollte. Im Pflegevertrag wurde sowohl 

die Klägerin als auch ihre Mutter als Leistungsnehmer be-

zeichnet. In den Rechnungen der Sozialstation wurde die 

Mutter als Rechnungsempfängerin ausgewiesen; bezahlt 

wurden die Rechnungen aber durch die Klägerin, die hierfür 

eine Steuerermäßigung geltend machte. Das Finanzamt ge-

währte die Steuerermäßigung nicht, weil die Rechnung an 

die Mutter der Klägerin adressiert war. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) hielt eine Steu-

erermäßigung für möglich, verwies die Sache aber zur wei-

teren Aufklärung an das Finanzgericht (FG) zurück: 

◼ Die Leistungen der Sozialstation waren steuerlich begüns-

tigte Pflegeleistungen. Hierzu gehören sowohl die sog. 

Grundpflegemaßnahmen wie Körperpflege, Ernährung 

und Mobilität als auch Leistungen zur hauswirtschaftlichen 

Versorgung, wie z. B. Einkaufen, Kochen und Putzen. 

◼ Die Steuerermäßigung setzt einen bestimmten Grad der 

Pflegebedürftigkeit nicht voraus. 

◼ Für die Steuerermäßigung ist es nicht erforderlich, dass die 

gepflegte Person (hier die Mutter der Klägerin) im Haushalt 

des Steuerpflichtigen, d. h. der Klägerin, wohnt. Die Kläge-

rin kann daher ihre Mutter in deren Haushalt pflegen lassen 

und hierfür eine Steuerermäßigung beantragen. 
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◼ Ferner setzt die Steuerermäßigung nicht voraus, dass die 

Leistungen durch Banküberweisungen bezahlt werden. 

Ebenso wenig muss der Steuerpflichtige über eine an ihn 

adressierte Rechnung verfügen. 

◼ Allerdings steht nicht fest, ob die Klägerin eigene Aufwen-

dungen getragen hat, weil sie den Vertrag mit der Sozial-

station abgeschlossen hat, oder ob die Klägerin Aufwen-

dungen ihrer Mutter getragen hat, weil der Vertrag mit der 

Mutter geschlossen worden ist. Bei einem Vertragsab-

schluss durch die Mutter würde es sich um sog. Drittauf-

wand handeln, der steuerlich nicht begünstigt wäre. 

Hinweise: Das FG muss nun aufklären, wer den Vertrag mit 

der Sozialstation abgeschlossen hat: die Klägerin (die Klage 

hätte dann Erfolg) oder aber die Mutter (die Klage wäre dann 

unbegründet). Sollte die Klägerin ihre Mutter beim Vertrags-

abschluss vertreten haben, hätte die Klage ebenfalls keinen 

Erfolg, weil dann die Mutter Vertragspartnerin wäre. 

Der Fall zeigt, dass bei Abschluss von Pflegeverträgen 

vorab geprüft werden sollte, wer den Vertrag abschließt und 

die Leistungen bezahlt. Nur der Vertragspartner der Sozial- 

bzw. Pflegestation kann für die Aufwendungen eine Steuer-

ermäßigung geltend machen. 

Eine Steuerermäßigung wird auch für Aufwendungen ge-

währt, die einem Steuerpflichtigen wegen der Unterbringung 

in einem Heim oder zur dauernden Pflege erwachsen, so-

weit darin Kosten für Dienstleistungen enthalten sind, die mit 

denen einer Hilfe im Haushalt vergleichbar sind. Diese Steu-

erermäßigung kann aber nur die Person in Anspruch neh-

men, die stationär untergebracht ist bzw. gepflegt wird. Dies 

hat der BFH im Jahr 2019 entschieden. 

Steuerbefreiung für Familienheim bei 
Beendigung der Selbstnutzung 

Die Erbschaftsteuerbefreiung für ein vererbtes Familienheim 

ist rückwirkend zu versagen, wenn das Familienheim vom 

Erben nicht für zehn Jahre zu eigenen Wohnzwecken selbst 

genutzt wird. Unschädlich ist es jedoch, wenn dem Erben die 

Selbstnutzung objektiv unmöglich oder aber objektiv unzu-

mutbar geworden ist, weil er z. B. so pflegebedürftig ist, dass 

eine selbständige Haushaltsführung des Erben selbst unter 

Zuhilfenahme von Pflegeleistungen nicht mehr angenom-

men werden kann. 

Hintergrund: Die Vererbung eines Familienheims, das vom 

Erblasser zu eigenen Wohnzwecken genutzt worden war, an 

ein Kind ist erbschaftsteuerfrei, soweit die Wohnfläche 200 

qm nicht übersteigt und wenn das Kind das Familienheim 

anschließend für mindestens zehn Jahre selbst zu Wohn-

zwecken nutzt. Beendet das Kind die Selbstnutzung inner-

halb von zehn Jahren, ohne dass hierfür zwingende Gründe 

vorliegen, wird die Steuerbefreiung rückgängig gemacht. 

Sachverhalt: Die Klägerin erbte im März 2009 von ihrem Va-

ter ein Einfamilienhaus, das bis zum Tod ihres Vaters von 

diesem und von ihr bewohnt worden war. Die Klägerin 

wohnte auch nach dem Tod ihres Vaters in dem Haus, zog 

jedoch am 4.8.2016 aus. Einen Tag später wurde das Haus 

abgerissen. Das Finanzamt machte daraufhin die ursprüng-

lich gewährte Erbschaftsteuerbefreiung rückgängig. 

Entscheidung: Der Bundesfinanzhof (BFH) verwies die Sa-

che an das Finanzgericht (FG) zur weiteren Aufklärung zu-

rück, damit dieses feststellt, ob zwingende Gründe für die 

Beendigung der Selbstnutzung vor Ablauf des Zehnjahres-

zeitraums vorlagen: 

◼ Die Voraussetzungen für die Steuerbefreiung lagen zu-

nächst vor. Der Vater hatte das Einfamilienhaus zu eigenen 

Wohnzwecken genutzt, und auch die Klägerin nutzte das 

Einfamilienhaus nach dem Tod ihres Vaters zu eigenen 

Wohnzwecken. 

◼ Allerdings hat die Klägerin die Selbstnutzung vor Ablauf 

von zehn Jahren beendet. Dies ist steuerlich nur unschäd-

lich, wenn sie an einer Selbstnutzung gehindert war. Dies 

setzt jedoch zwingende Gründe voraus. Die Selbstnutzung 

des geerbten Familienheims muss dem Erben also entwe-

der objektiv unmöglich oder aber objektiv unzumutbar 

gewesen sein. Es genügt nicht, dass der Erbe die Selbst-

nutzung in persönlicher oder wirtschaftlicher Hinsicht nicht 

mehr für zweckmäßig hielt. 

◼ Ein zwingender Grund kann in der Pflegebedürftigkeit des 

Erben liegen. Die Pflegebedürftigkeit muss dann allerdings 

so groß sein, dass externe Hilfe- und Pflegeleistungen ein 

solches Ausmaß annehmen, dass von einer selbständigen 

Haushaltsführung des Erben nicht mehr gesprochen wer-

den kann. 

◼ Der bauliche Zustand des Familienheimes begründet hin-

gegen keinen zwingenden Grund, sondern gehört lediglich 

zu den Wirtschaftlichkeits- und damit Zweckmäßigkeitser-

wägungen. Denn bauliche Mängel können behoben bzw. – 

wenn bauliche Anpassungen infolge des Gesundheitszu-

stands des Erben erforderlich sein sollten – den veränder-

ten Lebensumständen angepasst werden. 

Hinweise: Das FG muss nun ermitteln, ob zwingende 

Gründe vorlagen. Sollte die Klägerin pflegebedürftig gewe-

sen sein, hängt der Erhalt der Steuerbefreiung davon ab, 

dass die gesundheitlichen Beeinträchtigungen so groß wa-

ren, dass die weitere Selbstnutzung des Hauses für die Klä-

gerin unzumutbar gewesen wäre. 

Sollte danach eine Steuerbefreiung zu bejahen sein, wäre 

es unschädlich, dass das Haus nach der Beendigung der 

Selbstnutzung abgerissen worden ist. Auch ein Verkauf 

nach Beendigung der Selbstnutzung wäre erbschaftsteuer-

lich unschädlich. 
 

Wichtige Termine: Steuer und Sozialversicherung im September 2022 

12.9.2022 Umsatzsteuer; Lohnsteuer; Solidaritätszuschlag; Kirchenlohnsteuer;  

Einkommen- bzw. Körperschaftsteuer; Solidaritätszuschlag; Kirchensteuer 

Zahlungsschonfrist bis zum 15.9.2022 (gilt nicht bei Barzahlungen und Zahlungen per Scheck) 

28.9.2022 Fälligkeit der Beitragsgutschrift der Sozialversicherungsbeiträge beim Sozialversicherungsträger am 28.9.2022 

Einreichen der Beitragsnachweise bei der jeweiligen Krankenkasse (Einzugsstelle) bis zum 26.9.2022 

 


